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Artikel 13 

Tabakwerbung, Förderung des Tabakverkaufs und Tabaksponsoring 

(1) Die Vertragsparteien erkennen an, dass ein umfassendes Verbot der Werbung, der Verkaufsförderung 
und des Sponsorings den Konsum von Tabakerzeugnissen vermindern würde. 

(2) Jede Vertragspartei erlässt in Übereinstimmung mit ihrer Verfassung oder ihren 
verfassungsrechtlichen Grundsätzen ein umfassendes Verbot aller Formen von Tabakwerbung, Förderung 
des Tabakverkaufs und Tabaksponsoring. Hierzu gehört nach Maßgabe der rechtlichen 
Rahmenbedingungen und der technischen Möglichkeiten, die der betreffenden Vertragspartei zur 
Verfügung stehen, ein umfassendes Verbot der von ihrem Hoheitsgebiet ausgehenden 
grenzüberschreitenden Werbung und Verkaufsförderung sowie des von dort ausgehenden 
grenzüberschreitenden Sponsorings. Diesbezüglich ergreift jede Vertragspartei innerhalb eines Zeitraums 
von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens für sie geeignete gesetzgeberische, 
vollziehende, administrative und/oder sonstige Maßnahmen und berichtet hierüber nach Artikel 21. 

(3) Eine Vertragspartei, die aufgrund ihrer Verfassung oder ihrer verfassungsrechtlichen Grundsätze nicht 
in der Lage ist, ein umfassendes Verbot zu erlassen, schränkt alle Formen von Tabakwerbung, Förderung 
des Tabakverkaufs und Tabaksponsoring ein. Hierzu gehören nach Maßgabe der rechtlichen 
Rahmenbedingungen und der technischen Möglichkeiten, die der betreffenden Vertragspartei zur 
Verfügung stehen, Einschränkungen oder ein umfassendes Verbot der von ihrem Hoheitsgebiet 
ausgehenden Werbung und Verkaufsförderung sowie des von dort ausgehenden Sponsorings mit 
grenzüberschreitender Wirkung. Diesbezüglich ergreift jede Vertragspartei geeignete gesetzgeberische, 
vollziehende, administrative und/oder sonstige Maßnahmen und berichtet hierüber nach Artikel 21. 

(4) Als Mindestanforderung und in Übereinstimmung mit ihrer Verfassung oder ihren 
verfassungsrechtlichen Grundsätzen 

 a) verbietet jede Vertragspartei alle Formen von Tabakwerbung, Förderung des Tabakverkaufs und 
Tabaksponsoring, die mit Mitteln für ein Tabakerzeugnis werben, die falsch, irreführend, 
täuschend oder geeignet sind, einen falschen Eindruck über dessen Eigenschaften, 
gesundheitliche Auswirkungen, Gefahren oder Emissionen zu erwecken; 
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 b) verlangt jede Vertragspartei, dass jegliche Tabakwerbung und gegebenenfalls jegliche Förderung 
des Tabakverkaufs und jegliches Tabaksponsoring mit gesundheitsrelevanten oder sonstigen 
geeigneten Warnhinweisen oder Aussagen verbunden sind; 

 c) schränkt jede Vertragspartei den Einsatz von unmittelbaren oder mittelbaren Anreizen zum Kauf 
von Tabakerzeugnissen durch die Öffentlichkeit ein; 

 d) verlangt jede Vertragspartei die Bekanntgabe von Ausgaben seitens der Tabakindustrie für noch 
nicht verbotene Werbung und Verkaufsförderung sowie noch nicht verbotenes Sponsoring 
gegenüber zuständigen amtlichen Stellen, sofern kein umfassendes Verbot besteht. Diese Stellen 
können nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts diese Angaben der Öffentlichkeit und nach 
Artikel 21 der Konferenz der Vertragsparteien zur Verfügung stellen; 

 e) erlässt jede Vertragspartei innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren ein umfassendes Verbot 
oder, falls eine Vertragspartei aufgrund ihrer Verfassung oder ihrer verfassungsrechtlichen 
Grundsätze hierzu nicht in der Lage ist, schränkt diese Vertragspartei die Tabakwerbung, die 
Förderung des Tabakverkaufs und das Tabaksponsoring in Rundfunk, Fernsehen, Printmedien 
und gegebenenfalls anderen Medien wie beispielsweise dem Internet innerhalb dieses Zeitraums 
ein und 

 f) verbietet jede Vertragspartei das Tabaksponsoring von internationalen Veranstaltungen, 
Tätigkeiten und/oder deren Teilnehmern oder, falls eine Vertragspartei aufgrund ihrer Verfassung 
oder ihrer verfassungsrechtlichen Grundsätze hierzu nicht in der Lage ist, schränkt diese 
Vertragspartei dieses Tabaksponsoring ein. 

(5) Die Vertragsparteien werden ermutigt, über die in Absatz 4 festgelegten Verpflichtungen 
hinausgehende Maßnahmen einzuleiten. 

(6) Die Vertragsparteien arbeiten bei der Entwicklung von Technologien und anderen erforderlichen 
Mitteln zur Erleichterung der Unterbindung grenzüberschreitender Werbung zusammen. 

(7) Vertragsparteien, die ein Verbot bestimmter Formen von Tabakwerbung, Förderung des 
Tabakverkaufs und Tabaksponsoring erlassen haben, haben das souveräne Recht, diese Formen, wenn sie 
grenzüberschreitend sind und in ihr Hoheitsgebiet gelangen, in Übereinstimmung mit ihrem 
innerstaatlichen Recht zu verbieten und hierfür die gleichen Strafen zu verhängen wie für Formen von 
Tabakwerbung, Förderung des Tabakverkaufs und Tabaksponsoring, die von ihrem Hoheitsgebiet 
ausgehen. Durch diesen Absatz werden bestimmte Strafen weder gebilligt noch genehmigt. 

(8) Die Vertragsparteien erwägen die Ausarbeitung eines Protokolls zur Festlegung geeigneter, eine 
internationale Zusammenarbeit erfordernder Maßnahmen mit dem Ziel eines umfassenden Verbots der 
grenzüberschreitenden Werbung und Verkaufsförderung und des grenzüberschreitenden Sponsorings. 
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